
 

Dringlicher Antrag  

der Fraktion der Freien Demokraten 

Mobiles Arbeiten als Chance - Landesverwaltung muss Vorbild sein 
 
 
D e r   L a n d t a g   w o l l e   b e s c h l i e ß e n : 
 

1. Der Landtag stellt fest, dass mobiles Arbeiten während der Corona-Pande-

mie einen wichtigen Beitrag zur Vermeidung von Infektionsrisiken am Ar-

beitsplatz leistet. Seit Beginn der Pandemie haben viele Berufstätige ihre Tä-

tigkeit vom Büro nach Hause verlegt. Die Arbeitnehmerinnen und Arbeitneh-

mer wie auch die Arbeitgeberinnen und Arbeitgeber in Hessen haben dabei 

schnell und kreativ auf diese herausfordernde Situation reagiert. Viel-

fach wurden mit großen Anstrengungen neue Möglichkeiten aufgetan, um 

zeitlich wie örtlich flexibel zu arbeiten. Gerade angesichts der aktuellen In-

fektionslage sind weitere Anstrengungen nötig. Mobiles Arbeiten muss er-

möglicht werden, wo immer es betrieblich machbar ist. 

   

2. Der Landtag fordert die Landesregierung auf, mit gutem Beispiel voranzu-

gehen und während der Corona-Pandemie das mobile Arbeiten in der Landes-

verwaltung pragmatisch auszuweiten. Mobiles Arbeiten erlaubt es den Mitar-

beiterinnen und Mitarbeitern ihre Leistung ortsunabhängig mit mobilen End-

geräten zu erbringen. In der aktuellen Situation sollten möglichst viele Ver-

waltungsmitarbeiterinnen und -Mitarbeiter befähigt werden, ihre Tätigkeit 

vollwertig von zu Hause aus auszuführen. Dafür ist eine entsprechende tech-

nische Ausstattung, ein sicherer Zugriff auf interne Netze sowie ein vollstän-

dig digitaler Zugriff auf Dokumente und Fachverfahren notwendig. Die Mit-

arbeiterinnen und Mitarbeiter benötigen zudem klare und verlässliche Infor-

mationen über die Rahmenbedingung, die für das Arbeiten von zu Hause gel-

ten. 

 

3. Der Landtag fordert die Landesregierung auf, bereits jetzt nachhaltige Re-

gelungen für die Zeit nach der Pandemie zu erarbeiten. Die Erfahrungen wäh-

rend der Krise haben gezeigt, dass mobiles Arbeiten eine enorme Chance bie-

tet, die Arbeit in der Landesverwaltung digitaler, agiler und nutzerorientierter 

zu gestalten. Viele Verwaltungsmitarbeiterinnen und -Mitarbeiter haben den 

Wunsch, auch über das Ende der Corona-Pandemie hinaus vermehrt im 

Homeoffice zu arbeiten und damit mehr Zeitsouveränität zu erhalten. Gleich-

zeitig steigt die Nachfrage der Bürgerinnen und Bürger nach digitalen Ver-

waltungsleistungen. Die pandemiebedingten Flexibilisierungen müssen daher 

fortlaufend evaluiert und weiterentwickelt, die Möglichkeit des ortsunabhän-

gigen Arbeitens verstetigt werden. Zu erwägen sind insbesondere Dienstver-

einbarungen zum mobilen Arbeiten, die den Mitarbeiterinnen und Mitarbei-

tern eine örtlich und zeitlich flexible Arbeitsgestaltung unter Wahrung des 

Arbeitsschutzes ermöglichen, sowie eine Ausweitung der Telearbeit. Um eine 

langfristig höhere Homeoffice-Quote zu ermöglichen, sind zudem weitere In-

vestitionen in die Netz- und IT-Infrastruktur der Verwaltung, eine konse-

quente Umsetzung der internen Verwaltungsdigitalisierung sowie die Etablie-

rung einer agile Führungs- statt einer Präsenzkultur notwendig. 

 

4. Der Landtag fordert die Landesregierung auf, sich im Bundesrat für die 

Schaffung eines modernen Rechtsrahmens für unbürokratisches mobiles Ar-

beiten einzusetzen, damit mehr Unternehmen mobiles Arbeiten rechtssicher 

umsetzen können. Die aktuelle Home-Office-Verordnung der Bundesregie-

rung ist unzureichend und führt zu mehr Bürokratie statt zu mehr mobilem 

Arbeiten.  
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Begründung 
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